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Die Konjunktur 2011
könnte recht schön sein

Die Frage aller Fragen am Anfang eines je-
den Jahres: „Wie wird die Konjunktur?“
Die Experten der Wirtschaftsforschungs-
institute weisen zwar immer wieder da -
rauf hin, der „Wachstumspfad“ sei eigent-

lich die geeignete Größe für den Versuch einer guten Antwort
auf die Frage: „Wie wird es uns in der absehbaren Zukunft
wirtschaftlich gehen?“ Das ist richtig. Aber „die Konjunktur“
ist nun mal das Maß, an dem sich Kaufleute und Gewerk-
schaftler, Politiker, Laien und Profis orientieren. 

Wie also wird die Konjunktur im neuen Jahr? Die Leser der
Zeitungen und der Wirtschaftsjournale erwarten, dass ihnen
die Antwort in einer Jahreszahl präsentiert wird: „X Prozent
Wachstum“. Dieser Wunsch ist berechtigt. Prognosen nicht nur
aus dem Bereich der Wirtschaft wollen nicht als Anleitung zum
Selberrechnen, sondern als verlässliche Schätzung der Exper-
ten gelesen werden. 

In diesem Jahr steckte in einer angeblich „sicheren Vorhersa-
ge“ aber doch ein gehöriges Stück „Mut zur Lücke“. Eine der gro-
ßen, auch für die Fachleute schwer einzuschätzenden Bestim-
mungsgrößen der Konjunktur und der Wachstumsrate ist die
Stabilität – oder die Labilität – der Eurozone. Die Vorgänge um
den Euro lassen sich aus den Konjunktur- und Wachstumsschät-
zungen aber nicht heraushalten. Ob die Eurozone in ihrem Fi-
nanzgerüst wankt oder nicht, ob Staaten sich für zahlungsunfä-
hig erklären müssen oder nicht, ob die Europäische Zentralbank
dem Ansinnen nachgibt, riesige Löcher in den Staatshaushalten
mit „frischem Geld“ zu stopfen oder nicht: Daran entscheidet
sich, ob die Konjunktur stabil ist und mit welcher – realen – Ra-
te die Wirtschaften der Eurozone wachsen.

Die Forscher, die die Wirtschaftsströme messen, mögen
Recht haben: Eigentlich könnte die Konjunktur 2011 den Euro-
päern ein respektables Jahreswachstum bescheren. Aber die
Wirtschaftsforscher warnen – ebenfalls zurecht – davor, die
Prognose nicht ohne Blick auf den Euro zu lesen.

Hans D. Barbier

Süße Weihnacht
Rund 147 Millionen Schoko-
Weihnachtsmänner und -Niko-
läuse haben im Spätsommer
die Fließbänder der deutschen
Süßwarenhersteller verlassen.
Das hat der Bundesverband
der Deutschen Süßwarenin-
dustrie von seinen Mitglie-
dern erfahren. Etwa 108 Milli-
onen Schokofiguren wurden
an den deutschen Lebens-
mittelhandel geliefert. Rund
39 Millionen Schoko-Weih -
nachtsmänner gingen in den
Export, und das nicht nur in
europäische Nachbarländer,
sondern auch nach Australien,
Japan und Südafrika sowie in
die USA. Auch Adventskalen-
der, Lebkuchen und Spekula-
tius sind als traditionelle Le-
ckereien gefragt. 2009 wurden
damit rund 529 Millionen Eu-
ro umgesetzt; die Hersteller
erwarten im laufenden Weih -
nachtsgeschäft einen ähn-
lichen Umsatz.
www.bdsi.de/de/presse/news/pm_2010_045.
html

Des Deutschen
liebstes Kind?
Im November 2010 stiegen die
Neuzulassungen von Perso-
nenkraftwagen (Pkw) in
Deutschland um rund zwei
Prozent zum Vormonat auf
rund 262 000 Fahrzeuge.
Allerdings waren nur 40 Pro-
zent davon Autos zur privaten
Nutzung; seit Längerem über-
wiegen Dienst- und Firmenwa-
gen in den Zulassungen.

Im Vergleich zum Vorjah-
resmonat sanken die Neuzu-
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lassungen um gut sechs Pro-
zent. In der Pressemitteilung
Nr. 28/2010 des Kraftfahrt-
bundesamtes ist ebenso zu le-
sen, dass in den vergangenen
elf Monaten 2,69 Millionen
Pkw neu in den Straßenver-
kehr gebracht wurden. Die
Jahresbilanz 2010 wird vor-
aussichtlich mit 2,9 Millionen
Pkw abschließen. Auffällig in
den Statistiken der vergange-
nen Jahre: Der Automarkt für
private Pkw-Halter stagniert;
lediglich die Abwrackprämie
sorgte im vergangenen Jahr
vorübergehend für mehr „Dy-
namik“ im Autohandel.
www.kba.de/cln_016/

Stresstest
unter Teststress
Die Staats- und Regierungs-
chefs der Europäischen Union
hatten Mitte Juni 2010 be-
schlossen, die Ergebnisse der
durchgeführten EU-weiten
Banken-Stresstests zu veröf-
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Im laufenden Jahr gab es ins-
gesamt zehn positive Wertun-
gen. In sechs Fällen wurde so-
wohl positiv als auch negativ
gewertet. Die Negativwertun-
gen summierten sich auf 20.

Vollbeschäftigung: 
Erholung in Sicht?
Drei Mal „Plus“, zwei Mal
„Plus/Minus“, sieben Mal
„Minus“: Die positiven Wer-
tungen für die Rubrik „Vollbe-
schäftigung“ hielten sich in
Grenzen. Zwar hat die offiziell
gemeldete Arbeitslosigkeit ab-
genommen. Im Januar 2010
zählte die Bundesagentur für
Arbeit (BA) rund 3,7 Millio-
nen Menschen ohne Arbeit.
Die im November 2010 erho-
benen Daten wiesen dagegen
„nur noch“ 2,9 Millionen Ar-
beitslose aus. Allerdings ba-
sierte die günstige Entwick-
lung zu einem Teil auf statis-
tischen Effekten, und insbe-
sondere bei den Langzeitar-
beitslosen und jungen Er-
wachsenen bis 25 Jahre fiel
die Arbeitsmarktbilanz im
Jahresverlauf weniger erfreu-
lich aus.

Die Behauptung der Bundes-
regierung, eine Arbeitslosen-
zahl von unter drei Millionen
sei ein großer Erfolg und Voll-
beschäftigung in nicht mehr
allzu weiter Ferne, ist gewagt.
Ob 3,1 oder 2,9 Millionen Men-
schen – und dann ebenfalls
betroffen: ihre Familien – oh-
ne geregelte Arbeit leben

müssen, ist kein allzu großer
Unterschied.

„Vater Staat“ sorgt für 
Unsicherheiten
Fünf Mal negativ, drei Mal un-
entschieden und immerhin
vier Mal „Plus“: Die Rubrik
„Eigenverantwortung“ hat in
diesem Jahr die wenigsten ne-
gativen Wertungen erhalten.
Trotz größerer Gefahren für
private Haushalte, zahlungs-
unfähig zu werden, achteten
die Menschen verstärkt auf si-
chere Geldanlagen, insbeson-
dere für die Altersvorsorge. 

Eine unentschiedene Wer-
tung gab es, weil trotz Vor-
sicht bei der Geldanlage das
Wirtschaftswissen hinten an
bleibt: Finanzthemen sind für
zwei Drittel der Bevölkerung
uninteressant, sie  „schalten
ab“. Das zweite „Unentschie-
den“: Vertraut man den Ver-
lautbarungen der Wirtschafts-
auskunfteien, dann stiegen
zwar die Schulden privater
Haushalte, aber die Zahlungs-
moral verbesserte sich. Die
negativen Einschätzungen im
Jahresverlauf ergaben sich
aus politisch verursachten
Unsicherheiten für die Bürger. 

Schleichender
Kaufkraftverlust
Drei positive, acht negative
und eine unentschiedene
Wertung, das waren die zwölf
Beurteilungen des Jahres in
der Rubrik „Geldwertstabi-

lität“. Dabei fasst die Redak-
tion den Begriff weit: In der
reinen Ökonomie bedeutet In-
flation, dass pro Euro weniger
gekauft werden kann, weil die
Preise steigen. Kaufkraft
schwindet aber auch, wenn
Preise zwar stabil bleiben,
Einkommen und Ersparnisse
aber durch Vater Staat gemin-
dert werden oder wenn Fi-
nanzinstitutionen wie Banken
und Versicherungen das An-
gesparte durch unsichere In-
vestments aufs Spiel setzen.
Eine erhöhte Jahresteuerung,
schrumpfende Reallöhne, sin-
kende Euro-Kaufkraft, ein
ausgabefreudiger Staat – das
und anderes mehr hat dazu
geführt, dass die negativen
Einschätzungen überwiegen.

Alles in allem: 2010 war
neuerlich kein gutes Jahr für
die Soziale Marktwirtschaft.
Die Lage auf dem Arbeits-
markt bleibt fragil, Erspartes
und Verdientes verlieren an
Kaufkraft, und der Staat sorgt
weiterhin für Verunsicherung
bei den Bürgern. 

Viel zu tun für die Politik
Bundeskanzlerin Angela Mer-
kel sieht das etwas anders:
Zum ersten Geburtstag ihrer
CDU/CSU-FDP-Regierungsko-
alition vor wenigen Wochen
sah sie Deutschland gut auf-
gestellt für eine dauerhafte
wirtschaftliche Erholung. An-
gesichts beachtlicher Wachs-
tumsraten und so vieler Er-
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Abgerechnet wird zum Schluss
Die Im-Klartext-Redaktion wertet jeweils monatlich, wie die Entwicklung bei den drei Grundzie-
len einer Sozialen Marktwirtschaft – Vollbeschäftigung, Eigenverantwortung und Geldwertsta-
bilität – verlaufen ist. Wenig überraschend im Jahr eins nach der weltweiten Banken- und Fi-
nanzkrise: Negativeinschätzungen überwiegen die Jahresbilanz.

fentlichen. Geprüft wurde, ob
die Banken ausreichende Kapi-
talpuffer haben, sollte sich die
Lage der Wirtschaft deutlich
verschlechtern und/oder die Fi-
nanzmärkte erneut ins Rut-
schen geraten. Die Bankenauf-
seher untersuchten unter an-
derem die sogenannte Kernka-
pitalquote der Banken; die
Kennziffer besagt, inwieweit
Risikopositionen einer Bank
durch eigene Mittel gedeckt
sind. Bestanden hatten alle
Banken, deren Kernkapitalquo-
te im strengen Stress-Szenario
sechs Prozent überstieg.

91 Geldinstitute aus 20 EU-
Ländern wurden dem Test
unterzogen. Insgesamt fielen
sieben der 91 überprüften
Banken durch: fünf Banken
aus Spanien, eine Bank aus
Griechenland sowie die not-
verstaatlichte deutsche Hypo
Real Estate. Finanzmarktauf-
seher und Politiker quer durch
Europa erklärten die Banken-
krise daraufhin für beendet.

Doch kein halbes Jahr später
staunt der Laie, und der Fach-
mann wundert sich: Wie kann
es sein, dass Irland plötzlich
für seine Banken astronomi-
sche Summen benötigt und
den europäischen Rettungs-
fonds in Anspruch nehmen
muss? Warum ist sechs Monate
nach den Tests zu lesen, dass
die Deutsche Bundesbank Zeit-
bomben in Bankbilanzen ent-
deckt? Wieso bringt die EU-
Kommission nun plötzlich so-
gar die Verdoppelung des Euro-
päischen Rettungsschirms in
die Diskussion? Fragen über
Fragen, und – wie schon öfter
beim Thema Finanz- und Euro-
krise – keine klaren Antworten
von Bankenaufsicht, Politik
und Bankern.
www.c-ebs.org/EuWideStressTesting.aspx



das Steuersystem vereinfacht,
von einer Steuerentlastung
für alle ganz abgesehen.
Immerhin hieß es vor der
Bundestagswahl noch „Mehr
Netto vom Brutto“. Doch
längst geht die Politik in die
andere Richtung: Anstelle der
Entlastung schraubt die Re-
gierung 2011 beispielsweise
die Beiträge zur Krankenver-
sicherung nach oben. Unterm
Strich werden über 50 Millio-
nen zahlende Mitglieder ge-
setzlicher Krankenkassen im
nächsten Jahr nicht mehr,
sondern weniger Netto in der
Tasche haben.

Überhaupt Steuern und Ab-
gaben: Für einen Zeitraum
von fünf Jahren, beginnend
mit dem 1. Mai 2011 (und ab
2012 bis 2015 jeweils zum 1.
Januar) sind regelmäßige, „op-
timierende Tabaksteuererhö-
hungen für Zigaretten und
Feinschnitt“ vorgesehen. Bei
der Steuererhöhung handele
es sich um eine rein fiskali-
sche Angelegenheit, die mit
Gesundheitsschutz nichts zu
tun habe, so war aus den Rei-
hen der FDP-Bundestagsfrak-
tion zu hören.

Die Bundesregierung rech-
net mit Mehreinnahmen von
200 Millionen Euro im kom-
menden Jahr, die bis 2015 auf
eine Milliarde Euro pro Jahr
steigen sollen. Damit soll der
Verzicht auf die im „Sparpa-
ket“ ursprünglich vorgesehe-
ne Aufhebung der Steuerer-
mäßigungen für energieinten-
sive Betriebe gegenfinanziert
werden.

Ad-hoc-Politik
statt Leitbild 
Im Verlauf der letzten zwölf
Monate zeigte sich: Auch die
aktuelle Regierungskoalition

werbstätigen wie nie zuvor
blicke sie zuversichtlich in die
Zukunft. 

Zweifelsohne hat die von
ihr seit einem Jahr geführte
Koalitionsregierung einiges
geleistet und sich um das
Wohl des Landes gesorgt.
Kaum im Amt, machte sich
die Regierungskoalition ans
Werk und setzte einige Ver-
sprechen aus dem Koalitions-
vertrag mithilfe des Wachs-
tumsbeschleunigungsgesetzes
um, Stichworte: höherer Kin-
derfreibetrag/höheres Kinder-
geld; sinkender Mehrwert-
steuersatz für Hotel- und Gas-
tronomiebetriebe; Entschär-
fung der Verlust- und Zinsab-
zugsbeschränkungen sowohl
für international aufgestellte
Konzerne als auch für mittel-
ständische Unternehmen; Er-
höhung des Freibetrags beim
Schonvermögen für Arbeitslo-
sengeld-II-Bezieher (Hartz IV)
auf 750 Euro pro Lebensjahr,
wenn das Ersparte der Alters-
vorsorge dient. 

Ziel sollte sein, die Konjunk-
tur anzukurbeln. Insge samt
wurden Familien und Unter-
nehmen um rund acht Milliar-
den Euro entlastet. Das Gesetz
geriet dennoch in die Kritik,
vor allem wegen des auf sieben
Prozent gesenkten Mehrwert-
steuersatzes speziell für Hote-
liers. Statt wie versprochen
das Steuerrecht zu vereinfa-
chen, gab es eine neue, milliar-
denschwere Subvention, die
zugleich eine weitere Ausnah-
me im längst unübersichtlich
gewordenen Mehrwertsteuer-
recht bedeutet.

Steuerreform?
Welche Steuerreform?
Nicht erst seitdem warten die
Bürger auf eine Reform, die

setzt auf Ad-hoc-Politik. Sie
versucht inzwischen, die im-
mensen Staatsgarantien und
-bürgschaften, die für Bank-
enrettung und Euro-Stabilisie-
rung gewährt wurden, durch
neue Abgaben und Steuern
wieder hereinzuholen. Atom-
kraftwerke dürfen länger lau-
fen, dafür müssen sie aber in
den Jahren 2011 bis 2016 ei-
nen Beitrag zur Haushalts-
konsolidierung über eine
„Kernbrennstoffsteuer“ leisten.
Mit der Luftverkehrsteuer – sie
gilt ausschließlich für gewerb-
liche Passagierflüge – will die
Bundesregierung nach eige-
nen Angaben nicht nur Geld
einnehmen, sondern auch ei-
nen ökologischen Anreiz set-
zen. Hervorgehoben wird,
dass sich das geplante Entlas-
tungsvolumen für den
Bundeshaushalt auf eine
Milliarde Euro jährlich, bis
2014 auf vier Milliarden Euro
belaufen werde.

Außerdem soll künftig ge-
spart werden, was im Ver-
ständnis der Regierenden be-
deutet, dass im kommenden
Jahr ein paar Milliarden Euro
weniger neue Schulden ge-
macht werden als noch vor
sechs, sieben Monaten be-
rechnet: Statt der damals ge-
planten 57 Milliarden Euro
sollen es 2011 „nur“ 48 Milli-
arden sein.

Dabei können jederzeit
neue Haushaltslöcher auftau-
chen, zum Beispiel, wenn die
Euro-Rettung – nach Grie-
chenland und Irland – auf
weitere gefährdete Staaten
ausgeweitet werden muss.
Was geschehen wird, wenn
die von der Regierung prog -
nostizierten Mehreinnahmen
nicht reichen, oder wenn Be-
troffene anders reagieren als

erwartet – Fluggesellschaften
erwägen zum Beispiel die Ver-
lagerung ihrer Geschäfte in
Nachbarländer –, ist völlig of-
fen.

Gesucht: Eine konsistente
Konzeption
Summa summarum: Nach gut
einem Jahr Regierungszeit
von Union und FDP hat
Deutschland nach wie vor
zahlreiche Probleme, die von
der Politik – sicherlich durch
eine gut gemeinte Wirt-
schafts- und Sozialpolitik –
herbeigeführt werden und
wurden. Wie sinnvoll ist es,
auf ausgetretenen Pfaden
weiterzugehen? Auf den ein-
geschlagenen ist jedenfalls
dauerhaft kein stolper- und
unfallfreies Fortkommen mög-
lich. Mit dieser Erkenntnis
wäre es nur konsequent, ei-
nen grundlegenden Wechsel
der wirtschaftpolitischen Kon-
zeption in die Wege zu leiten. 

Dazu müssten Politik und
Bürger von der seit Jahrzehn-
ten vorherrschenden Vorstel-
lung abgehen, wonach der
Staat die Hauptverantwortung
für die Wirtschaft trägt. Alle
Beteiligten müssten erken-
nen, dass es keine Staatsauf-
gabe ist, Unternehmen zu ret-
ten, die Wirtschaft zu umsor-
gen oder Hindernisse fortzu-
räumen. Ludwig Erhard hat
vor Jahr und Tag festgestellt,
dass sich eine Planwirtschaft,
die auf sozialistische Über-
zeugungen setzt, kaum von ei-
ner Wirtschaft unterscheidet,
bei der der Staat Bürger und
Unternehmen umfassend be-
treut: Beide Formen des Kol-
lektivismus wirken verhäng-
nisvoll.

Andreas Schirmer

„Es ist in unser aller Interesse, 
dass der Glaube der Menschen in das Modell
der Sozialen Marktwirtschaft wieder zunimmt.“
Angela Merkel 



Vollbeschäftigung
Mit knapp 2,9 Millionen Ar-
beitslosen zählte die Bundes-
agentur für Arbeit im Novem-
ber 2010 rund 284 000 Men-
schen weniger ohne Arbeit als
im Vorjahr; allerdings stagnie-
ren in den letzten vier Mona-
ten sowohl Beschäftigungsauf-
bau als auch Abbau der Ar-
beitslosigkeit.

Gegenüber dem Vorjahr hat
sich zudem die Zahl derer, die
länger als zwölf Monate ohne
Arbeit waren – sie gelten da-
mit als Langzeitarbeitslose –
zwar um 18 000 auf 890 000

Milliarden Euro für Leistungen
der Grundsicherung aus. Im
Vergleich zu 2008 sind die
Ausgaben um 6,7 Prozent ge-
stiegen. Seit Einführung der
Leistung haben sie sich ver-
dreifacht (2003: 1,3 Milliarden
Euro). In den kommenden Jah-
ren dürften die Ausgaben wei-
ter steigen: Dann kommen all-
mählich Jahrgänge ins Renten-
alter, die geringere Rentenan-
sprüche haben und kaum eige-
ne Vorsorge treffen konnten.

Geldwertstabilität
Am 1. Januar 2011 wird der Eu-
ro als Bargeld neun Jahre alt.
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Die Soziale Marktwirtschaft im Dezember 2010
Ludwig Erhard hat mit der Sozialen Marktwirtschaft eine Wirtschafts- und Gesellschaftsordnung reali-
siert, in der jeder die Chance hat, seine Lebensumstände in eigener Verantwortung zu gestalten. Wie es
um die Soziale Marktwirtschaft heute steht, lässt sich nicht mit wenigen Worten sagen. Die  Ludwig-Erhard-
Stiftung möchte dennoch eine komprimierte Beurteilung vornehmen. Sie beleuchtet Monat für Monat ei-
nen besonderen Aspekt der Grundziele, die sich aus dem Leitbild der Sozialen Marktwirtschaft ergeben:
Vollbeschäftigung, Geldwertstabilität und Eigenverantwortung. 

verringert. Aber ihr Anteil an
allen Arbeitslosen erhöhte
sich seit Jahresbeginn: Im Ja-
nuar betrug er 29 Prozent, im
November waren es dagegen
33,3 Prozent aller Arbeitslo-
sen. Betrachtet man die Jah-
resdurchschnitte, dann ist die
Zahl der Langzeitarbeitslosen
gegenüber dem Vorjahr sogar
gewachsen.

Eigenverantwortung
Die „Grundsicherung im Alter
und bei Erwerbsminderung“
kann bei Bedürftigkeit von 18-
bis 64-jährigen Personen, die
dauerhaft voll erwerbsgemin-
dert sind, sowie von Personen
im Rentenalter ab 65 Jahren in
Anspruch genommen werden.
Vor Kurzem hat das Statisti-
sche Bundesamt mitgeteilt:
Weil die „normalen“ Renten
nicht ausreichten, erhielten
2009 knapp 764 000 Personen
die Grundsicherung. Diese so-
ziale Leistung wurde 2003 ein-
geführt, damit Menschen im
Rentenalter oder mit Erwerbs-
minderung nicht mehr auf die
bis dato übliche Sozialhilfe an-
gewiesen waren.

Im Jahr 2009 gaben Kom-
munen und Länder rund 3,9

Einer aktuellen Umfrage für
die ARD zufolge haben die
Deutschen die europäische
Währung in den vergangenen
Jahren wenig lieb gewonnen:
Aktuell sind 57 Prozent der
Meinung, die Bundesrepublik
hätte besser die D-Mark behal-
ten. Nur jeder dritte Bürger
glaubt, dass der Euro von Vor-
teil sei, knapp zwei Drittel se-
hen eher Nachteile. 

Es steht zu befürchten, dass
die Euro-Krise samt der unge-
schickten Politiker-PR – Stich-
wort: Rettung um jeden Preis –
die Zuneigung kaum steigern
wird. Sollte sich der Eindruck
verfestigen, dass nach jeder
Schuldenkrise in Europa die
deutschen Steuerzahler als
Euro-Retter einspringen, dann
wird fraglich, ob sich die Deut-
schen je als Euro-Profiteure
sehen.

I N D E X

„Ein Dutzend Fabrikanten bringt es bei einiger Geschicklichkeit nicht selten fertig,
dass ein Volksvertreter ihnen gegenüber in Meinungsabhängigkeit gerät; gleicherweise eignen
sich sogenannte Sachverständigenkollegien ihrer Natur nach viel mehr dazu, die großen
Interessen einer konzentrierten Minderheit als diejenigen der ihrer Vorteile viel weniger
kundigen Gesamtheit zum Ausdruck zu bringen.“
Ludwig Bamberger (1823 – 1899)
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„Der Euro bringt für Sie …“
Angaben in Prozent

eher Nachteile 60

eher Vorteile 32

beides 3

weder noch 3

Quelle: infratest dimap
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Empfänger gemäß
Sozialgesetzbuch XII


